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Je grösser das Strassenangebot, desto mehr 
Verkehr

Die Befürchtungen des Fürstentums Liechtenstein,
dass der geplante und umstrittene Letzetunnel zur Süd-
umfahrung der Stadt Feldkirch mehr Verkehr in den
Grossraum Liechtenstein bringen könnte, werden durch
eine neue Studie bestätigt. Je grösser das Strassenange-
bot, so die Schlussfolgerung der Untersuchung, umso
mehr Verkehr wird angezogen. Die Studie von Universi-
tätsprofessor Dr. Hermann Knoflacher, die im Auftrag
der Gemeinde Frastanz durchgeführt wurde, gelangt
zum Schluss, dass die mit einem Tunnel geplante Süd-
umfahrung Feldkirchs in ihren verschiedenen Varianten
„zusätzlichen Verkehr in den Raum Feldkirch“ bringen
werde. Die vorliegenden Projekte stehen laut der im Juni
1996 erstellten Studie im Widerspruch zu den Verkehrs-
und Umweltzielen des Fürstentums Liechtenstein:
„Anstatt die Bemühungen des Fürstentums Liechtenstein
für eine zukunftsorientierte Verkehrspolitik zu unter-
stützen, wird die Leistungsfähigkeit bei den vorgelegten
Varianten bis knapp vor die Grenze von zwei Fahrstreifen
auf vier Fahrstreifen erhöht und damit das heute beste-
hende Potential mehr als verdoppelt.“

Liechtensteiner Volksblatt, 30. Juli 1996, Seite 1.  

Vorstellung „Plattform gegen den Letzetunnel“
Dem Projekt „Letztetunnel“ als Südumfahrung der

Stadt Feldkirch erwächst zunehmend Opposition. Heute
will sich eine „parteiunabhängige, überregionale Platt-
form gegen den Letzetunnel“ an einer Pressekonferenz in
Feldkirch der Öffentlichkeit vorstellen. Neben Liechten-
stein sind auch in Vorarlberg, insbesondere in Frastanz,
ablehnende Stimmen gegenüber dem Tunnelprojekt zu
vernehmen. [...]

Liechtensteiner Volksblatt, 22. August 1996, Seite 1.  

Alle drei Parteien sprechen sich gegen 
Letzetunnel aus

Auf Initiative der Liechtensteinischen Gesellschaft
für Umweltschutz LGU hin haben kürzlich alle drei Par-
teien Liechtensteins Stellung zum Projekt „Letzetunnel“
bezogen. Sowohl die Fortschrittliche Bürgerpartei in
Liechtenstein (FBPL), als auch die Freie Liste (FL) und die
Vaterländische Union (VU) sprechen sich entschieden
gegen jede Variante dieses Projektes aus. Die drei Partei-
en wollen sich vielmehr für Abklärungen und die Ver-
wirklichung von alternativen Lösungen einsetzen. Liech-
tenstein müsse seine Verantwortung wahrnehmen und
konkrete Massnahmen in der grenzüberschreitenden
Zusammenarbeit diskutieren und umsetzen, so der
Tenor aus allen drei Stellungnahmen. [...]

Liechtensteiner Volksblatt, 27. November 1996, Seite 1.  

20 Millionen für die Verkehrsprobleme Unterland
Nicht nur die Probleme benennen, sondern konkret

handeln. Das war die Devise für Abgeordnete der FBPL-
Fraktion, die gestern eine Gesetzesinitiative zur Schaf-
fung eines Fonds zur Lösung der Verkehrsprobleme im
Liechtensteiner Unterland und in Schaan einbrachten.
“20 Millionen für das Unterland”, forderte der FBPL-Abge-
ordnete Johannes Matt. Das Postulat der FL-Abgeordneten
Paul Vogt und Egon Matt zur Überprüfung der Vereinbar-
keit des geplanten Letzetunnels in Vorarlberg mit den
Bestimmungen der Alpenkonvention fand die Zustim-
mung des Landtags. “Wenn sich unsere Verkehrspolitik
zur Zeit jedoch nur auf dieses Postulat abstützt”, unter-
strich der FBPL-Abgeordnete Johannes Matt, “sind wir
konzeptlos.” [...]

Liechtensteiner Volksblatt, 19. Juni 1997, Seite 1. 

Kein Spezialfonds für Verkehrsprobleme
Mit 14 Stimmen lehnte der Landtag die Initiative zur

Schaffung eines speziellen Verkehrsfonds für die Ver-
kehrsproblematik im Unterland ab. Nach dem FBPL-
Antrag sollten 20 Mio. Fr. aus dem Überschuss der laufen-
den Haushaltrechnung auf die Seite gelegt werden. Mehr-
heitlich setzte sich im Landtag die Meinung durch, wenn
es Bestrebungen gebe, die übrigen Fonds weitgehend abzu-
schaffen, sollte kein neuer Fonds geschaffen werden. [...]

Liechtensteiner Volksblatt, 18. September 1997, Seite 5. 

[...] Das Ziel der Initianten ist und bleibt die Reservie-
rung hinreichender Mittel innerhalb des Eigenkapitales
des Landes. Mit der Reservierung von Mitteln dokumen-
tiert der Landtag auch gegenüber der Öffentlichkeit, dass
er gewillt ist, alle Massnahmen für die Lösung der Ver-
kehrsproblematik im Liechtensteiner Unterland zu
unterstützen und die notwendigen Mittel zur Verminde-
rung der negativen Auswirkungen des Durchgangsver-
kehrs bereit zu stellen. Gemäss dem Finanzhaushaltsge-
setz bleibt derzeit nur die Möglichkeit der Äufnung eines
Fonds. Das ist zur Zeit nur so möglich und wie ich vorher
gesagt habe, kann man später diesen Fonds ja auch
gemäss dem Finanzleitbild umwidmen. Wer aus formali-
stischen Gründen die Bildung dieses Fonds ablehnt, der
hat den Ernst der Lage noch nicht erkannt. Der hat auch
kein Gespür für den psychologischen Aspekt der ganzen
Problematik und es fehlt ihm letztlich am politischen
Willen, endlich etwas Wirkungsvolles zu tun für die
Unterländer und Schaaner Bevölkerung.[...]

Landtagsprotokolle 1997, Band II, Initiative: Fondsbildung, 17. Sep-

tember 1997, Votum Abg. Johannes Matt, Seite 1085.

[...] Mit der Bildung dieses Fonds ist der Gemeinde
Schaan nicht geholfen und sie kann keinen Schritt näher
an ihre Verkehrsproblemlösung machen. Ich bin auch
überzeugt, dass auch für das Unterland dadurch kein
Lösungsansatz ersichtlich wird. Ich beurteile eine Fonds-
bildung als eine Aktivität auf ganz falscher Ebene. Ich bin
der Meinung, dass die Regierung alles daran setzen wird
auch ohne das vermeintliche Druckmittel des speziellen


